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Text 

Ausgestaltung, Betrieb, Benützung und Erhaltung von Schifffahrtsanlagen 

§ 58. (1) Schifffahrtsanlagen sind in einem der Bewilligung entsprechenden Zustand zu erhalten und 
so zu betreiben, daß die Erfordernisse des § 49 Abs. 1 gewährleistet sind. 

(2) In Häfen hat die die Verwaltung des Hafens ausübende Stelle (Hafenverwaltung) dafür zu 
sorgen, daß für die Schiffsbesatzungen den hygienischen Anforderungen entsprechendes Trinkwasser, 
Sanitäreinrichtungen und Einrichtungen zur Aufnahme von Abfällen (zB Fäkalien, Küchenabfälle, 
Ladungsreste) verfügbar sind. 

(3) Die Hafenverwaltung hat geeignete und ausreichend große Aufnahmeeinrichtungen für Öle, 
Ölrückstände und ölhältiges Wasser zu errichten und zu betreiben. 

(4) Gefährliche Güter dürfen nur an hiefür bewilligten Schifffahrtsanlagen umgeschlagen werden. 
Dies gilt nicht für Leichterungen von Fahrzeug zu Fahrzeug in Notfällen sowie für die Versorgung von 
Fahrzeugen mit Treib- oder Betriebsstoffen. 

(5) Die Reinigung von Tankschiffen darf nur in Häfen vorgenommen werden, die über geeignete 
Einrichtungen zur Aufnahme und Reinigung des anfallenden Tankwaschwassers sowie zur Aufnahme 
von Ladungsresten verfügen. 

(6) Bewilligungsinhaber von Umschlagsanlagen für flüssige gefährliche Güter, die unverpackt und 
nicht mit Wasser mischbar sind, haben auf ihre Kosten so weit technisch möglich durch geeignete 
Einrichtungen und Maßnahmen dafür zu sorgen, dass die Ausbreitung derartiger Flüssigkeiten, die im 
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Zusammenhang mit dem Umschlag in das Gewässer gelangt sind, verhindert und diese Flüssigkeiten 
rasch entfernt werden. In Häfen sind sie davon befreit, wenn und solange die Hafenverwaltung diese 
Einrichtungen errichtet und betreibt und die genannten Maßnahmen durchführt. 

(7) Wenn leck gewordene Tankschiffe in einen Hafen einlaufen oder Tankschiffe während des 
Stilliegens im Hafen leck werden, hat die Hafenverwaltung durch geeignete Einrichtungen und 
Maßnahmen dafür zu sorgen, daß die Ausbreitung dabei in das Gewässer gelangter flüssiger gefährlicher 
Güter, die nicht mit Wasser mischbar sind, verhindert wird und diese rasch entfernt werden. Die Kosten 
für den Einsatz dieser Einrichtungen sowie für die Durchführung der erforderlichen Maßnahmen hat der 
Verfügungsberechtigte des lecken Tankschiffes zu tragen. 

(8) Bei Schifffahrtsanlagen, die der gewerbsmäßigen Schifffahrt oder anderen gewerblichen 
Zwecken dienen, hat die Behörde im Bewilligungsbescheid die Bezeichnung der Anlage oder von Teilen 
der Anlage durch weiße Tafeln mit der schwarzen Aufschrift „Betreten durch Unbefugte behördlich 
verboten“ zu verfügen, wenn dies im Interesse der Sicherheit der Schifffahrt oder von Personen 
erforderlich ist. Bei Anlagen gemäß § 56 sind solche Verbotstafeln von der betreffenden Stelle des 
Bundes oder Landes ohne behördliche Verfügung anzubringen. Es ist verboten, mit derartigen 
Verbotstafeln bezeichnete Anlagen oder Anlagenteile zu betreten, sich an ihnen oder den 
Festmacheeinrichtungen anzuhängen oder diese zu erklettern; dieses Verbot erstreckt sich nicht auf die 
Benützung von Schifffahrtsanlagen durch befugte Personen entsprechend dem bewilligten 
Verwendungszweck. 

(9) Organe gemäß §§ 38 Abs. 2 und 40 sind ermächtigt, im Einzelfall bei öffentlichen 
Schifffahrtsanlagen Ausnahmen vom Betretungsverbot des Abs. 8 zu gestatten, insbesondere zum Besuch 
der Schiffsbesatzungen durch Angehörige oder zur Besichtigung von Schleusen oder Häfen unter der 
Aufsicht sachkundiger Personen, wenn dadurch weder der Betrieb der Anlage behindert noch die 
Sicherheit von Personen beeinträchtigt wird. 

(10) Außer im Notfall oder zur Hilfeleistung ist es anderen Personen als dem Bewilligungsinhaber 
oder einem von ihm Beauftragten verboten, die Festmacheeinrichtungen von Schifffahrtsanlagen zu 
lösen. 

(11) Die Beschädigung, Verunreinigung oder unbefugte Bedienung öffentlicher Schifffahrtsanlagen 
oder ihrer Einrichtungen sowie die Beeinträchtigung ihres Gebrauches sind verboten. 

(12) Durch Verordnung sind unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Abs. 1 bis 11, des § 49 
Abs. 1 sowie auf den jeweiligen Stand der Technik Bestimmungen über Verwendungszweck, Bauart, 
Mindestmaße, Festigkeit, Ausgestaltung und Einrichtung, Kennzeichnung, Betrieb und Benützung 
bestimmter Arten von Schifffahrtsanlagen, wie Länden, Häfen, Umschlagsanlagen, schwimmende 
Anlagen für die Lagerung gefährlicher Güter, Versorgungsanlagen, Anlagen für den Fahrgastverkehr, 
Fähranlagen sowie Schleusen, zu erlassen. Dabei können im Interesse der Zweckmäßigkeit und 
Kostenersparnis diesbezügliche ÖNORMEN (Normengesetz 1971, BGBl. Nr. 240) und elektrotechnische 
Sicherheitsvorschriften (Elektrotechnikgesetz 1992, BGBl. Nr. 106/1993) ganz oder teilweise für 
verbindlich erklärt werden. 

(13) In der Verordnung gemäß Abs. 12 können Erleichterungen hinsichtlich der Ausstattung von 
Schifffahrtsanlagen mit Anlagen zur Aufnahme von bestimmten Abfällen sowie hinsichtlich der 
Verpflichtung des Anlagenbetreibers zur deren Übernahme und Entsorgung für den Fall vorgesehen 
werden, dass sich der Betreiber der Anlage nachweislich an einem übergreifenden System zur Erfassung 
derartiger Abfälle auf österreichischen Wasserstraßen beteiligt; diese Erleichterungen dürfen nicht zu 
einem gänzlichen Entfall diesbezüglicher Anlagen in der Schifffahrtsanlage führen. 
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